
jeder Verlust an finanziellen Einnahmen zu ersetzen 
ist, sondern nur der auf einer Arbeitsleistung beruhende 
Verdienst. In dieser Weise hat auch das Oberste Gericht 
die gesetzliche Regelung interpretiert, wenn es in sei­
nem Urteil vom 28. Juli 1967 - Za 13/67 - (OGA Bd. 6
S. 105 ff.; NJ 1967 S. 711 f.; Arbeit und Aibeitsrecht 1967, 
Heft 18, S. 431 f.) ausführt, daß zum Schaden i. S. des 
§ 98 Abs. 1 GBA alle auf Arbeit beruhenden Einkünfte 
gehören, wie Arbeitslohn, Prämien, Honorare, Einkünfte 
aus Neuerertätigkeit und ähnliches. Die erzielten Ein­
künfte müssen folglich den Gegenwert für geleistete 
Arbeit darstellen.
Hiervon ausgehend hat das Plenum des Stadtgerichts 
von Groß-Berlin am 19. April 1972 festgestellt, daß selbst 
regelmäßig erhaltene Trinkgelder nicht zum ersatz­
pflichtigen entgangenen Verdienst gehören, da diese 
ihrem Wesen nach Zuwendungen mit Geschenkcharak­
ter darstellen, die folglich nicht als Äquivalent für er­
brachte Arbeitsleistungen gelten können.
Diese Feststellungen hätte das Stadtbezirksgericht be­
achten müssen. Es ist fehlerhaft, davon auszugehen, daß 
§ 98 GBA den vor dem Arbeitsunfall bestehenden Le­
bensstandard garantieren will. Dieser Lebensstandard 
soll nur insoweit garantiert werden, als er auf Arbeit 
beruht Das Trinkgeld dagegen beruht selbst dann nicht 
auf Arbeitsleistungen, wenn es — wie das Stadtbezirks­
gericht meint — für schnelle und zuvorkommende Be­
dienung gewährt wird. Die schnelle und zuvorkom­
mende Bedienung der Gäste ist eine Verpflichtung aus 
dem Arbeitsrechtsverhältnis, für deren Erfüllung das 
Gehalt gezahlt wird. Eine Verbindung zum Arbeits­
rechtsverhältnis ist nur insoweit zu sehen, als das 
Trinkgeld bed G e l e g e n h e i t  der Erbringung einer 
Arbeitsleistung aus der Erfüllung arbeitsrechtlicher 
Pflichten gewährt wird, jedoch nicht vom Betrieb als 
Partner des Arbeitsrechtsverhältnisses, sondern von den 
Gästen, und zwar ohne Rechtsanspruch und aus den un­
terschiedlichsten Motiven heraus.
Ferner geht die Auffassung des Stadtbezirksgerichts 
über die Notwendigkeit einer rechtlich gleichartigen 
Behandlung des Trinkgelds in der Rechtsprechung in 
Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen fehl. Diese 
Auffassung geht insbesondere an der Tatsache vorbei, 
daß die Schadenersatzansprüche auf den jeweiligen 
Rechtsgebieten in unterschiedlicher Weise geregelt sind. 
So enthält § 330 ZGB, der den Schadensverursacher zum 
Ersatz eines Schadens verpflichtet, keine Beschränkung 
der Ersatzpflicht auf durch Arbeitsleistung erzielte Ein­
künfte, wie das in § 98 Abs. 1 GBA der Fall ist. Im 
übrigen besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen 
beiden Regelungen auch darin, daß die Schadenersatz­
pflicht nach § 98 GBA keine schuldhafte Schadensver­
ursachung zur Voraussetzung hat, also auch insofern un­
terschiedliche Rechtsansprüche bestehen. Diese unter­
schiedlichen Ausgangspunkte der gesetzlichen Regelun­
gen verschiedener Rechtszweige schließen es aus, in je­
dem Fall eine gleiche Behandlung zu fordern.
Die arbeitsrechtlichen Schadenersatzansprüche aus § 98 
Abs. 1 GBA sind im Hinblick auf entgangene Einkünfte 
dadurch charakterisiert, daß der Betrieb, sofern er den 
Arbeitsunfall durch eine ihm zurechenbare Verletzung 
von Arbeitsschutzbestimmungen zu vertreten hat, ver­
pflichtet ist, dem Werktätigen die durch den Arbeits­
unfall entgangenen, auf Arbeit beruhenden Einkünfte 
im Rahmen des bestehenden Arbeitsrechtsverhältnisses 
oder aus anderen Rechtsverhältnissen herrührende Ein­
künfte (z. B. entgangene Honorare aus Zivilrechtsver­
hältnissen) zu ersetzen. Demgegenüber geht weder das 
Zivil- noch das Familienrecht im Grundsatz davon aus, 
daß die entgangenen Einkünfte aus bestimmten Einkom­
mensquellen herrühren./2/ Diese Position ist insbeson­
dere für das Familienrecht verständlich, denn die Zah-
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lung von Unterhalt kann im Interesse des Unterhalts­
berechtigten nicht davon abhängen, aus welchen Quel­
len die Einnahmen des Unterhaltsverpflichteten stam­
men; vielmehr ist maßgeblich, daß der Unterhaltsver­
pflichtete überhaupt in der Lage ist, den Unterhalt zu 
gewähren.
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